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Allgemeine GeschäŌsbedingungen (AGB) 
 

LLOYD Industrial Parts GmbH 
Schongauer Straße 5 

28219 Bremen 
 

AGB Stand: 11.02.2025 
 

§ 1 Anwendungsbereich 
 
1.1 Die vorliegenden AGB gelten für alle Leistungen und Angebote der LLOYD Industrial 

Parts GmbH („Anbieter“) an ihre Kunden. Sie gelten auch für alle zukünŌigen 
Lieferungen, Leistungen oder Angebote an den Kunden, selbst wenn sie nicht nochmals 
gesondert vereinbart werden. 
 

1.2 GeschäŌsbedingungen des Kunden oder DriƩer finden keine Anwendung, auch wenn 
der Anbieter ihrer Geltung im Einzelfall nicht explizit widerspricht. Eine Bezugnahme 
des Anbieters auf Schreiben oder E-Mails des Kunden, die mit den AGB des Kunden 
versehen sind, sind kein Einverständnis mit der Geltung jener AGB. 
 

1.3 Der Anbieter hat das Recht, diese AGB mit Wirkung für die ZukunŌ einseiƟg zu ändern 
und/oder zu ergänzen, soweit dies zur Wahrung berechƟgter Interessen erforderlich 
ist. Der Kunde wird bei Anpassung dieser AGB über die beabsichƟgten Änderungen 
bzw. Ergänzungen mit angemessener Ankündigungsfrist vorab informiert. 
Widerspricht der Kunde der Geltung der neuen AGB nicht innerhalb von zwei Wochen 
nach der BenachrichƟgung (die „Widerspruchsfrist“), gelten die geänderten AGB als 
vom Kunden angenommen. Der Anbieter wird in seiner BenachrichƟgung auf das 
Widerspruchsrecht und die Bedeutung der Widerspruchsfrist hinweisen. Im Falle eines 
Widerspruchs kann der Kunde die Nutzung nach der bisherigen Fassung der AGB 
fortsetzen. 

 
1.4 Treffen die Parteien von diesen AGB abweichende Vereinbarungen, so gehen diese den 

Regelungen der AGB vor. Abweichende Vereinbarungen, die nach Vertragsschluss 
getroffen werden, bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Texƞorm. 

 
1.5 Der Anbieter schließt Verträge ausschließlich mit Unternehmern, d.h. mit Personen, 

die eine selbstständige berufliche (Neben-) TäƟgkeit verfolgen. Der Kunde sichert 
daher mit Vertragsschluss zu, dass er Unternehmer in diesem Sinne ist und den Vertrag 
in dieser EigenschaŌ schließt. 
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§ 2 Leistungspflichten des Anbieters 
 
2.1 Der Anbieter betreibt ein Ingenieurbüro, das unter anderem individuelle - nach 

technischen Zeichnungen geferƟgte - Maschinenbauteile herstellen lässt und an seine 
Kunden vertreibt.  

 
2.2 Die Inhalte sowie der Umfang der herzustellenden Teile werden durch das 

Vertragsangebot konkreƟsiert. In Bezug auf die Durchführung dieser Leistungen steht 
dem Anbieter ein LeistungsbesƟmmungsrecht gemäß § 315 BGB zu. 

 
2.3 Der Kunde hat die Leistungserbringung Anbieters durch angemessene 

Mitwirkungshandlungen zu fördern. Er wird dem Anbieter insbesondere die dafür 
erforderlichen InformaƟonen und Daten zur Verfügung stellen. Darüber hinaus wird 
der Kunde die notwendigen Arbeitsmaterialien auf erstes Anfordern des Anbieters zur 
Verfügung stellen. 

 
2.4 Der Anbieter ist berechƟgt, dem Kunden geschuldete Leistungen auch von 

Erfüllungsgehilfen / Subunternehmern erbringen zu lassen. 
 
2.5 Sollte die Verwendung von Bildmaterial im Wege der Zusammenarbeit erforderlich 

werden, hat der Kunde dem Anbieter sämtliche Nutzungs- und Bearbeitungsrechte 
daran zum Zwecke der Vertragserfüllung zur Verfügung zu stellen beziehungsweise 
eine jeweils hinreichende Lizenz zu organisieren. 

 
2.6 Sofern die Parteien feststellen, dass Leistungen des Anbieters erbracht werden sollen, 

die über das vereinbarte Leistungsspektrum hinaus gehen, sind diese separat nach 
einem durch den Anbieter festzulegenden Stundensatz zu vergüten. Im Zweifel gilt ein 
marktüblicher Stundensatz als vereinbart. 

 

§ 3 Zustandekommen von Verträgen 
 
3.1 Die PräsentaƟon der Leistungen auf der Website, in sozialen Netzwerken, in 

Werbeanzeigen und Broschüren stellt kein bindendes Angebot des Anbieters auf 
Abschluss eines Vertrags dar. 

 
3.2 Der Vertragsschluss zwischen Anbieter und Kunde kann fernmündlich (Videocall, 

Telefon, etc.), schriŌlich oder in Texƞorm erfolgen. 
 
3.3 Der Kunde erhält bei mündlichem Vertragsschluss auf Wunsch des Anbieters eine 

AuŌragsbestäƟgung, welche jedoch für den Vertragsschluss nicht konsƟtuƟv ist. 
 

§ 4 FerƟgungsmiƩel und Muster 
 
4.1  Die Herstellungskosten für Muster und FerƟgungsmiƩel (Werkzeuge, Formen, 

Schablonen etc.) werden unseren Kunden gesondert, direkt nach AuŌragserteilung, in 
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Rechnung gestellt. Dieses gilt auch für FerƟgungsmiƩel, die infolge von Verschleiß 
ersetzt werden müssen. 

 
4.2  Die FerƟgungsmiƩel werden von uns für die Dauer von drei Jahren, gerechnet ab dem 

Zeitpunkt der letzten Lieferung an den Kunden, verwahrt. Unsere Pflicht zur 
Verwahrung endet bereits vor Ablauf von drei Jahren, wenn wir den Kunden zur 
Abholung auffordern und eine angemessene Frist gesetzt haben, die verstrichen ist. 

 

§ 5 Zahlungsbedingungen 
 
5.1 Die vom Anbieter angegebenen und mitgeteilten Preise sind verbindlich und verstehen 

sich jeweils neƩo zzgl. Mehrwertsteuer ausschließlich Verpackung, Fracht, Porto und – 
soweit eine Transportversicherung vereinbart wurde – Versicherungskosten. Die 
Gesamtsumme besƟmmt sich nach der zwischen den Parteien getroffenen 
Vereinbarung. 

 
5.2 Die Bezahlung der Leistungen des Anbieters erfolgt sofort nach Rechnungserteilung 
 oder nach individueller Vereinbarung. 
 
5.3 Der Anbieter stellt dem Kunden eine ordnungsgemäße und die Umsatzsteuer 

ausweisende Rechnung aus (ggf. durch Erfüllungsgehilfen). 
 
5.4 Der Anbieter ist berechƟgt, Teilabrechnungen entsprechend dem Fortgang der 

AuŌragsbearbeitung zu erstellen und/oder Abschlagszahlungen entsprechend dem 
Fortgang der Bearbeitung zu verlangen. 

 
5.5 Die Aufrechnung mit Gegenforderungen ist wechselseiƟg nur zulässig, wenn der 

jeweils andere Vertragspartner die Aufrechnung anerkannt hat oder diese rechtskräŌig 
festgestellt ist. Dasselbe gilt für die Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts durch eine 
Vertragspartei. 

 
5.6 Ist der Kunde mit fälligen Zahlungen im Verzug, behält der Anbieter sich vor, weitere 

Leistungen bis zum Ausgleich des offenen Betrages nicht auszuführen. 
 

§ 6 Eigentumsvorbehalt & Verjährung 
 
6.1 Der Anbieter behält sich das Eigentum an der gelieferten Ware bis zur vollständigen 

Bezahlung aller seiner gegenwärƟgen und künŌigen Forderungen aus dem Vertrag und 
einer laufenden GeschäŌsbeziehung (gesicherte Forderungen) vor. 

 
6.2 Bevor nicht eine vollständige Bezahlung der gesicherten Forderungen erfolgt ist, 

dürfen die unter Eigentumsvorbehalt stehenden Waren weder an DriƩe verpfändet, 
noch zur Sicherheit übereignet werden. Der Kunde hat den Anbieter unverzüglich für 
den Fall, dass ein Antrag auf Eröffnung eines Insolvenzverfahrens gestellt oder soweit 
Zugriffe DriƩer (z. B. Pfändungen) auf die dem Anbieter gehörenden Waren erfolgen, 
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schriŌlich zu benachrichƟgen. Soweit der DriƩe nicht in der Lage ist, dem Anbieter die 
gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten einer Klage gemäß § 771 ZPO zu erstaƩen, 
haŌet der Kunde für den dem Anbieter entstandenen Ausfall. 

 
6.3 Sofern die gelieferte Ware mangelhaŌ sein sollte, ist der Anbieter berechƟgt, die von 

ihm zu erbringende Nacherfüllung davon abhängig zu machen, dass der Käufer den 
fälligen Kaufpreis bezahlt. Dem Kunden steht jedoch das Recht zu, einen im Verhältnis 
zum Mangel angemessenen Teil des Kaufpreises zurückzubehalten. 

 
6.4 Die Allgemeine Verjährungsfrist für Ansprüche, welche aus Sach- oder Rechtsmängeln 

resulƟeren, beträgt abweichend von § 438 Absatz 1 Nr. 3 BGB ein Jahr ab Ablieferung.  
 

§ 7 Liefer- und Versandbedingungen 
 
7.1 Für den Fall, dass der Anbieter vertraglich vereinbarte Lieferfristen aus Gründen, die 

der Anbieter nicht zu vertreten hat, nicht einhalten kann, hat dieser den Kunden über 
diesen Umstand unverzüglich zu informieren und parallel die voraussichtliche bzw. 
neue Lieferfrist mitzuteilen. Sofern eine verspätete Lieferung aufgrund von 
Nichtverfügbarkeit der Leistung auch innerhalb der neu bekanntgegebenen Lieferfrist 
nicht erfolgen kann, ist der Anbieter berechƟgt, ganz oder teilweise vom Vertrag 
zurückzutreten; eine bereits erbrachte Gegenleistung des Käufers (in Form der 
Kaufpreiszahlung) hat der Anbieter unverzüglich zu erstaƩen. Die Nichtverfügbarkeit 
der Leistung ist beispielsweise dann gegeben, wenn eine nicht rechtzeiƟge 
Selbstbelieferung durch den Zulieferer des Anbieters staƩgefunden hat, wenn der 
Anbieter ein kongruentes DeckungsgeschäŌ abgeschlossen hat, wenn sonsƟge 
Störungen in der LieferkeƩe (beispielsweise aufgrund von höherer Gewalt) gegeben 
sind oder wenn der Anbieter im Einzelfall zur Beschaffung nicht verpflichtet ist. 

 
7.2 Die Lieferung erfolgt ab Lager (GeschäŌssitz des Anbieters). Bei dem Lager handelt es 

sich auch um den Erfüllungsort für die Lieferung sowie um den Ort für eine etwaige 
Nacherfüllung. Für den Fall, dass der Kunde die Ware an einen anderen 
BesƟmmungsort versandt haben möchte (Versendungskauf), hat er die Kosten - sofern 
nicht anders vereinbart - für die Versendung zu tragen.  

7.3 Für den Fall, dass vertraglich nichts vereinbart wurde, kann der Anbieter selbst über 
die Art des Versands (Verpackung, Versandweg, Transportunternehmen) besƟmmen. 

 
7.4 Mit der Übergabe der Ware an den Kunden geht die Gefahr des zufälligen Untergangs 

und der zufälligen Verschlechterung auf den Kunden über. Im Rahmen eines 
Versendungskaufs geht die Gefahr des zufälligen Untergangs der Ware, der zufälligen 
Verschlechterung der Ware sowie die Verzögerungsgefahr bereits mit Auslieferung der 
Ware an den Spediteur oder den Frachƞührer über. Der Übergabe der Ware steht es 
gleich, wenn der Kunde im Verzug der Annahme ist. Bei einer vereinbarten Bringschuld 
geht die Gefahr mit der Bereitstellung zur Abladung am vereinbarten Lieferort über. 

 
7.5 Die Lieferung der Ware erfolgt an die vom Kunden mitgeteilte und im bestäƟgten 

Angebot angegebene Lieferadresse. 
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7.6 Die Lieferzeit wird bei dem jeweiligen ArƟkel bzw. bei der Produktbeschreibung im 

Angebot gesondert angegeben. Verbindliche Liefertermine und -fristen müssen 
ausdrücklich vereinbart werden. Bei unverbindlichen oder ungefähren (ca., etwa, etc.) 
Lieferterminen und -fristen bemüht sich der Anbieter, diese nach besten KräŌen 
einzuhalten. 

 
7.7  Soweit eine Abnahme der Ware und/oder Leistung zu erfolgen hat, ist diese für den 

Gefahrübergang maßgebend. Sie muss zum vereinbarten Abnahmetermin, hilfsweise 
nach der Meldung über die AbnahmebereitschaŌ unverzüglich durchgeführt werden. 
Der Kunde darf die Abnahme bei Vorliegen eines nicht wesentlichen Mangels nicht 
verweigern. Nicht wesentlich sind solche Mängel, welche die FunkƟon des 
Liefergenstandes nicht außer KraŌ setzen. 

 
7.8 Der EintriƩ von höherer Gewalt oder sonsƟgen außergewöhnlichen Umständen wie 

insbesondere Arbeitskampf, hoheitliche Maßnahmen oder Verkehrsstörungen, gleich 
viel, ob sie bei uns oder unseren Zulieferern eingetreten sind, befreit uns gegenüber 
unseren Kunden für die Dauer ihrer Auswirkung und, wenn sie zur Unmöglichkeit der 
Leistung für uns führen, vollständig von unserer Liefer-/Leistungspflicht. 

 
7.9 Teillieferungen- und Leistungen sind zulässig. Sie werden unseren Kunden gesondert 

in Rechnung gestellt. 
 
7.10 Innerhalb einer Toleranz von 3 % der jeweiligen GesamtauŌragsmenge sind 

ferƟgungsbedingte Mehr- oder Minderlieferungen zulässig. Der Vertragspreis ändert 
sich entsprechend der Mehr- oder Minderlieferung. 

 

§ 8 Mängel & Gewährleistung 
 
8.1 Erkennbare Sach- und/oder Rechtsmängelmängel sind vom Kunden unverzüglich, 

spätestens jedoch 14 Kalendertage nach Erhalt der Ware, versteckte Sach- und/oder 
Rechtsmängelmängel unverzüglich nach Entdeckung, letztere spätestens jedoch 
innerhalb der Gewährleistungsverjährungsfrist nach Ziff. 6.4 dem Anbieter gegenüber 
schriŌlich oder in Texƞorm zu rügen.  

 
8.2 Der Kunde muss bei der Annahme der Lieferung eine Plausibilitätsprüfung vornehmen, 

d.h. nach Warentyp, Anzahl/Gewicht und Zustand prüfen. Bei An- bzw.- Ablieferung 
erkennbare Sachmängel, erkennbare Typenmängel und/oder Anzahl-
/Gewichtsmängel müssen zudem dem anliefernden Transportunternehmen 
gegenüber gerügt und die schriŌliche oder textliche Aufnahme der Mängel auf den 
Lieferpapieren/CMR von diesem vor Ort vom Kunden veranlasst werden. § 377 HGB 
bleibt unberührt. 

 
8.3 Eine nicht frist- oder formgerechte Rüge oder eine nicht frist- oder formgerechte 

 Veranlassung der Aufnahme der Mängelrüge gegenüber dem anliefernden 
 Transportunternehmen schließen jeglichen Anspruch des Kunden aus 
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 Pflichtverletzung wegen Sachmängeln aus. Dies gilt nicht im Falle vorsätzlichen,  grob 
fahrlässigen oder arglisƟgen Handelns durch den Anbieter, im Falle der  Verletzung 
von Körper, Leben oder Gesundheit oder Übernahme einer GaranƟe der 
Mängelfreiheit, oder eines Beschaffungsrisikos nach § 276 BGB oder sonsƟgen 
 gesetzlich zwingenden HaŌungstatbeständen und im Falle des Rückgriffanspruches 
 in der LieferkeƩe (§§ 478, 445a BGB). 

 
8.4 Mit Beginn der Verarbeitung, Bearbeitung, Verbindung oder Vermischung mit 
 anderen Sachen gelten die gelieferten Produkte als vertragsgemäß vom Kunden 
 genehmigt. 
 
8.5 Bessert der Kunde oder ein DriƩer die gelieferten Produkte unsachgemäß nach und 
 beruht der Mangel hierauf, haŌet der Anbieter nicht für die daraus entstehenden 
 Folgen. Gleiches gilt für ohne die vorherige Einwilligung des Anbieters 
 vorgenommene Änderungen des Liefergegenstandes. 
 
8.6 Jegliche Gewährleistung und HaŌung ist ausgeschlossen, wenn der Kunde die vom 
 Hersteller vorgegebenen technischen VorschriŌen oder Gebrauchsanleitungen für 
 den Liefergegenstand nicht beachtet, soweit der Mangel hierauf beruht. 
 
8.7 Mängelansprüche bestehen nicht bei nur unerheblicher (d.h. kaum 
 sichtbar/spürbarer) Abweichung von der vereinbarten oder üblichen 
 Beschaffenheit oder Brauchbarkeit. 
 
8.8 Die Anerkennung von Sachmängeln bedarf einer ausdrücklichen 
 Anerkennungserklärung des Anbieters. 
 
8.9 Bei Mängelrügen dürfen unsere Kunden Zahlungen lediglich in einem Umfang 

zurückhalten, die in einem angemessenen Verhältnis zu den gerügten Mängeln stehen. 
 

§ 9 HaŌung 
 
9.1 Der Anbieter haŌet unbeschränkt für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. Für einfache 

Fahrlässigkeit haŌet der Anbieter nur für Schäden aus der Verletzung des Lebens, des 
Körpers, der Gesundheit oder einer wesentlichen Vertragspflicht, deren Erfüllung die 
ordnungsgemäße Durchführung des Vertrags überhaupt erst möglich macht und auf 
deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig vertrauen darf; in diesem Fall ist die 
HaŌung jedoch auf den Ersatz des vorhersehbaren, typischerweise eintretenden 
Schadens begrenzt. 

 
9.2 Die vorstehenden HaŌungsbeschränkungen gelten auch zugunsten der gesetzlichen 

Vertreter und Erfüllungsgehilfen des Anbieters. 
 

§ 10 Verschwiegenheit 
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10.1 Sofern im Rahmen der Zusammenarbeit „vertrauliche InformaƟonen“ - 
personenbezogene Daten und private InformaƟonen aller Mitarbeiter und 
KooperaƟonspartner des Anbieters sowie sämtliche InformaƟonen über den 
Herstellungsprozess - des Anbieters offenbart werden, dürfen diese vertraulichen 
InformaƟonen weder an DriƩe weitergegeben werden, noch in anderer Form DriƩen 
zugänglich gemacht werden. Der Kunde verpflichtet sich, alle angemessenen 
Vorkehrungen zu treffen, um einen Zugriff DriƩer zu vermeiden. 

 
10.2  Von den vertraulichen InformaƟonen nicht umfasst sind solche InformaƟonen, die 

allgemein bekannt sind bzw. geworden sind (Allgemeingut) oder ohne Verschulden des 
Kunden allgemein bekannt werden oder rechtmäßig von einem DriƩen erlangt wurden 
oder werden. 

 
10.3 Der Kunde ist von der Schweigepflicht gegenüber Mitarbeitern, Gehilfen und 

Stellvertretern entbunden. Der Kunde hat die Schweigepflicht jedoch auf diese – im 
arbeitsrechtlich zulässigen Rahmen - zu überbinden und haŌet für deren Verstoß 
gegen die Verschwiegenheitsverpflichtung wie für einen eigenen Verstoß. 

 
10.4  Die Verschwiegenheitsverpflichtung reicht über die Dauer dieses Vertragsverhältnisses 

hinaus. 
 
10.5  Von der Schweigepflicht ausgenommen sind gesetzliche oder behördliche 

Offenbarungsverpflichtungen. 
 
10.6 Im Falle einer Verletzung der in diesem Absatz „Verschwiegenheit“ benannten 

Pflichten, verpflichtet sich der Kunde an den Anbieter eine angemessene 
Vertragsstrafe zu zahlen. Die Höhe der Vertragsstrafe legt der Anbieter fest. Der Kunde 
kann die Höhe der Vertragsstrafe vom zuständigen Gericht prüfen lassen. Die 
Vertragsstrafe wird auf etwaig geltend gemachte Schadensersatzansprüche wegen 
eines Verstoßes gegen die Verschwiegenheitspflicht angerechnet.  

  

§ 11 SchlussbesƟmmungen 
 
11.1 Es gilt das Recht der Bundesrepublik Deutschland unter Ausschluss des UN-Kaufrechts. 
 
11.2 Sollten einzelne BesƟmmungen dieser AGB einschließlich dieser BesƟmmung ganz 

oder teilweise unwirksam sein oder werden, bleibt die Wirksamkeit der übrigen 
Regelungen unberührt. Anstelle der unwirksamen oder fehlenden BesƟmmungen 
treten die jeweiligen gesetzlichen Regelungen. 

 
11.3 Erfüllungsort für alle vertraglichen Verpflichtungen ist mit Ausnahme des Falles der 

Übernahme einer Bringschuld oder anderweiƟger Vereinbarung der Sitz des Anbieters. 
Gerichtsstand ist ebenfalls der Sitz des Anbieters. 


